% Bundesnetzagentur

— Beschlusskammer 6 —

Beschluss

Az. BK6-18-064
In dem Verwaltungsverfahren

wegen: Genehmigung von Regelungen zu den Ausschreibungsbedingungen fir
Frequenzwiederherstellungsreserven mit automatischer Aktivierung resultierend aus dem
Vorschlag der regelzonenverantwortlichen Ubertragungsnetzbetreiber aus Deutschland und
Osterreich fir die Erstellung gemeinsamer harmonisierter Bestimmungen und Verfahren fiir den
Austausch und die Beschaffung von Regelleistung aus Frequenzwiederherstellungsreserven mit
automatischer Aktivierung gemal® Art. 33 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2017/2195 der

Kommission vom 23. November 2017 zur Festlegung einer Leitlinie Gber den Systemausgleich

- im Elektrizitdtsversorgungssystem

der TenneT TSO GmbH, Bernecker Stralle 70, 95448 Bayreuth, gesetzlich vertreten durch die

Geschaftsfuhrung

— Antragstellerin zu 1 -

der 50Hertz Transmission GmbH, Heidestralte 2, 10557 Berlin, gesetzlich vertreten durch die
Geschéftsfuhrung
— Antragstellerin zu 2 —

der Amprion GmbH, Rheinlanddamm 24, 44139 Dortmund, gesetzlich vertreten durch die

Geschéftsfiuhrung
— Antragstellerin zu 3 -
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der TransnetBW GmbH, Pariser Platz- Osloer Stralle 15-17, 70173 Stuttgart, vertreten durch die

Geschéftsfihrung

— Antragstellerin zu 4 —

hat die Beschlusskammer 6 der Bundesnetzagentur fir Elektrizitdt, Gas, Telekommunikation,

Post und Eisenbahnen, Tulpenfeld 4, 53113 Bonn, gesetzlich vertreten durch ihren Prasidenten

Jochen Homann,

durch ihren Vorsitzenden Christian Mielke,

ihren Beisitzer Andreas Faxel

und ihren Beisitzer Dr. Jochen Patt

am 18.12.2018 beschlossen:

1.

Die von den Antragstellerinnen beantragten, in dem als Anlage A beigefigten
Antragsdokument vom 19.06.2018, S. 5 bis 8, nicht durch grau hinterlegten Text
gekennzeichneten  Regelungen zu den  Ausschreibungsbedingungen  flr
Frequenzwiederherstellungsreserven mit automatischer Aktivierung, konkretisiert
durch die als Anlage B beigefiigte Prazisierung des Antrags vom 23.10.2018, werden

genehmigt.

Die Durchfihrung der nach Ziffer 1 erteilten Genehmigung steht unter der
aufschiebenden Bedingung, dass der Bundesnetzagentur von den Antragstellerinnen
zuvor folgende Unterlagen vorgelegt werden:

a. eine zwischen den regelzonenverantwortlichen Ubertragungsnetzbetreibern
aus Deutschland und Osterreich abgestimmte Abschéatzung (iber die jéhrlich
anfallenden Kosten fir die Gewahrleistung der fur den Austausch von
Regelleistung vorgesehenen Ubertragungskapazitét,

b. eine verbindliche Vereinbarung Uber die Kostenteilung zwischen den
regelzonenverantwortlichen Ubertragungsnetzbetreibern aus Deutschland und
Osterreich, aus der die von den Antragstellerinnen jahrlich maximal zu

tragenden Kosten ersichtlich sind.

3. Ein Widerruf bleibt vorbehalten.

4. Eine Kostenentscheidung bleibt vorbehalten.



3

Griinde

1. Verfahrensgegenstand und Verfahrensablauf

Das vorliegende Verwaltungsverfahren betrifft die Genehmigung der von den
regelzonenverantwortlichen  deutschen  Ubertragungsnetzbetreibern (UNB)  beantragten
Regelungen zu den Ausschreibungsbedingungen fiir Frequenzwiederherstellungsreserven mit
automatischer  Aktivierung (aFRR'), die sich ableiten aus dem Vorschlag der
regelzonenverantwortlichen UNB aus Deutschland und Osterreich fiir die Erstellung
gemeinsamer harmonisierter Bestimmungen und Verfahren fir den Austausch und die
Beschaffung von aFRR gemal Art. 33 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2017/2195 der Kommission
vom 23. November 2017 zur Festlegung einer Leitlinie Uber den Systemausgleich im

Elektrizitatsversorgungssystem (EB-VO).

Die regelzonenverantwortlichen deutschen UNB unterhalten bereits seit Juli 2016 eine
Kooperation mit dem &sterreichischen UNB Austrian Power Grid AG, bei der ein Abruf von
aFRR-Arbeit nach einer gemeinsamen Merit-Order-Liste erfolgt, die aus deutschen und

Osterreichischen aFRR-Angeboten besteht.

Die vorrangigen Ziele der am 18.12.2017 in Kraft getretenen EB-VO bestehen in der Férderung
eines wirksamen Wettbewerbs in den Regelreservemarkten, der Verbesserung der Effizienz des
Systemausgleichs sowie der Unterstitzung einer Integration der Regelreservemarkte
einschlie3lich des Austauschs von Regelreserve.2 Um diese Ziele zu erreichen, sieht die EB-VO
in Art. 33 Abs. 1 vor, dass zwei oder mehr UNB, die Regelleistung austauschen oder dazu bereit
sind, einen Vorschlag fur die Erstellung gemeinsamer harmonisierter Bestimmungen und
Verfahren fur den Austausch und die Beschaffung von Regelleistung zu entwickeln haben.
Dieser Vorschlag ist gemald Art. 5 Abs. 3 lit. b EB-VO den Regulierungsbehdrden der

betreffenden Region zur Genehmigung vorzulegen.

Mit E-Mail vom 21.06.2018 haben die Antragstellerinnen der Bundesnetzagentur, als der letzten
zustandigen Regulierungsbehérde, einen gemeinsam mit dem Osterreichischen UNB
ausgearbeiteten Vorschlag fir gemeinsame harmonisierte Bestimmungen und Verfahren fir die
Beschaffung und den Austausch von aFRR gemafR Art. 33 Abs. 1 EB-VO (im Weiteren

Lvorschlag zur aFRR-Kooperation®) in der Fassung vom 19.06.2018 vorgelegt. Dartiber hinaus

! aFRR: frequency restoration reserves with automatic activation, Synonym zu ,Sekundarregelleistung”.
’ Unter »Austausch von Regelreserve” ist der Austausch von Regelarbeit und/oder Regelleistung zu verstehen (vgl.
Art. 2 Nr. 23 EB-VO).
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haben die Antragstellerinnen ein Antragsdokument in der Fassung vom 19.06.2018 vorgelegt.’
Da einige der im Vorschlag zur aFRR-Kooperation enthaltenen Regelungen zu den
Ausschreibungsbedingungen fir aFRR bereits der deutschen Rechtslage entsprechen bzw.
Inhalt von Festlegungen der Bundesnetzagentur sind — und somit keiner Genehmigung mehr
bedurfen, haben die Antragstellerinnen in dem genannten Antragsdokument auf den Seiten 5
bis 8 die nicht genehmigungsrelevanten Inhalte des Vorschlags durch grau hinterlegten Text

markiert.

Der Vorschlag zur aFRR-Kooperation wurde am 25.07.2018 im Amtsblatt Nr. 14 (Vfg-Nr.
100/2018) der Bundesnetzagentur bekannt gegeben und zusammen mit dem Antragsdokument
auf der Internetseite der Bundesnetzagentur verdffentlicht. Es wurde eine Frist zur
Stellungnahme bis zum 08.08.2018 eingerdumt. Der Bundesnetzagentur sind Stellungnahmen

folgender Verbande, Interessengruppen und Unternehmen zugegangen:

e Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft e.V. (BDEW),
e EFET Deutschland - Verband Deutscher Energiehandler e.V.,

e EnBW Energie Baden-Wurttemberg AG,

e RWE Supply & Trading GmbH,

e TIWAG - Tiroler Wasserkraft AG,

e Uniper Global Commodities SE.

Vor der Antragstellung war der Vorschlag zur aFRR-Kooperation Gegenstand einer von den
regelzonenverantwortlichen UNB aus Deutschland und Osterreich durchgefiihrten offentlichen
Konsultation im Zeitraum vom 12.03.2018 bis zum 15.04.2018. Die im Rahmen dieser
Konsultation eingegangenen Stellungnahmen der Interessentrager einschliellich einer
Begrindung zur Berucksichtigung bzw. Nicht-Berlcksichtigung wurden der Bundesnetzagentur
gemeinsam mit der Vorlage des Vorschlags und des Antragsdokuments zur aFRR-Kooperation

vorgelegt.

Die betroffenen Regulierungsbehdérden haben gemal Art. 5 Abs. 6 EB-VO einander konsultiert,
eng zusammengearbeitet und sich miteinander abgestimmt, um zu einer Einigung hinsichtlich
der Genehmigung des Vorschlags zur aFRR-Kooperation zu gelangen. Die Vertreter der
betroffenen Regulierungsbehdérden haben bis zum 17.12.2018 bekundet, den eingereichten

Vorschlag zur aFRR-Kooperation genehmigen zu wollen.

3 Malgeblich fiir den Beginn der Entscheidungsfrist der Regulierungsbehérden von sechs Monaten ist der Zeitpunkt
des Eingangs bei der nationalen Regulierungsbehorde, die den zu genehmigenden Vorschlag zuletzt erhalten hat
(vgl. Art. 5 Abs. 6 S. 3 EB-VO). Die fiir den Vorschlag zur aFRR-Kooperation zustandigen Regulierungsbehérden sind
die Bundesnetzagentur in Deutschland und die E-Control in Osterreich.



5

2. Inhalte des Antrags zur aFRR-Kooperation

Das von den Antragstellerinnen in der Fassung vom 19.06.2018 eingereichte Antragsdokument

umfasst auf den Seiten 5 bis 8 Regelungen zu:

dem Beschaffungsmodell flr die Regelleistung (Art. 1 Abs. 2),

der Ausschreibung (Art. 2 Abs. 1, 2 und 4),

dem Algorithmus fur die optimierte Regelleistungsbeschaffung (Art. 1 Abs. 3, Art. 2 Abs. 5
und 7),

der Produktgestaltung (Art. 2 Abs. 6),

der Zuweisung von Ubertragungskapazitat fir den grenziiberschreitenden Austausch
(Art. 2 Abs. 9),

dem Umsetzungszeitplan (Art. 3).

Die gemeinsame Beschaffung von Regelleistung aus aFRR erfolgt gemal Art. 1 Abs. 2 des
Antragsdokuments auf Basis des UNB/UNB-Modells, wonach der Regelreserveanbieter
Regelreserve fiir den Anschluss-UNB erbringt, der diese Regelreserve dann wiederum fiir den

anfordernden UNB bereitstellt.

Gemal Art. 2 Abs. 1, 2 und 4 wird der gesamte Bedarf an Regelleistung aus aFRR der
Regelblécke Deutschland und Osterreich kalendertaglich und grenziiberschreitend in

Deutschland und Osterreich ausgeschrieben.

Die Bezuschlagung der aFRR-Gebote erfolgt durch den von den regelzonenverantwortlichen
UNB aus Deutschland und Osterreich gemaR Art. 1 Abs. 3 entwickelten Algorithmus zur
optimierten Regelleistungsbeschaffung. Gemald Art. 2 Abs. 5 und 7 werden die
Regelleistungsgebote auf Basis des Zuschlagswertes in aufsteigender Reihenfolge bis zur
Deckung des aFRR-Bedarfs von Deutschland und Osterreich sowie unter Beriicksichtigung der
zur Verfigung stehenden Ubertragungskapazitdten und der durch die Verordnung (EU)
2017/1485 (SO-VO)* festgelegten Anforderungen und Grenzwerte bezuschlagt. Der der
Zuschlagserteilung zu Grunde liegende Gewichtungsfaktor wird quartalsweise anhand des
Verhaltnisses der abgerufenen zur hochstens abrufbaren aFRR-Arbeit auf Basis der
gemeinsamen  Abruf-Merit-Order-Liste  fir Deutschland und Osterreich der jeweils
zurlickliegenden zwolf Kalendermonate bestimmt. Der Gewichtungsfaktor wird jeweils fir
positive und negative aFRR bestimmt und gilt fir die regelzonenverantwortlichen UNB aus
Deutschland und Osterreich gleichermalen. Die Zuschlagserteilung auf Basis des

Zuschlagswertes stellt eine Ubergangsldsung bis zur Einfiihrung eines Regelarbeitsmarktes dar.

4 Verordnung (EU) 2017/1485 der Kommission vom 2. August 2017 zur Festlegung einer Leitlinie fiir den
Ubertragungsnetzbetrieb.
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In Bezug auf die Produktgestaltung regelt Art. 2 Abs. 6, klargestellt durch die Prazisierung des
Antrags vom 23.10.2018, dass die MindestangebotsgroRe fur die Teilnahme an der
Ausschreibung von Regelleistung aus aFRR in Deutschland und Osterreich bis auf Weiteres

nicht harmonisiert wird und sich nach den nationalen Regelungen richtet.

Art. 2 Abs. 9 regelt die Zuweisung von Ubertragungskapazitat zur Durchfiihrung des
grenziberschreitenden Austauschs von aFRR zwischen Deutschland und Osterreich. Basierend
auf einem zwischen den regelzonenverantwortlichen UNB aus Deutschland und Osterreich
geschlossenen Vertrag kann Ubertragungskapazitat in Hohe von bis zu 280 Megawatt (MW) fur

den grenziiberschreitenden Austausch zugewiesen werden.

Der Umsetzungszeitplan in Art. 3 sieht eine Umsetzung der beantragten Regelungen spatestens

zwei Monate nach der Genehmigung des Vorschlags vor.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Akten und insbesondere das diesem
Beschluss als Anlage A beigeflugte Antragsdokument zur aFRR-Kooperation sowie der als

Anlage B beigefugten Prazisierung des Antragsdokuments Bezug genommen.



Der Antrag der Antragstellerinnen, abgeleitet aus dem gemeinsamen Vorschlag zur aFRR-
Kooperation gemal Art. 33 Abs. 1 EB-VO, wird genehmigt. Der Antrag ist zuldssig und
begrindet. Die Anforderungen an den Antrag sowie an die Ausgestaltung des dem Antrag
zugrundeliegenden Vorschlags zur aFRR-Kooperation sind nach Art. 33 i. V. m. Art. 32 und 58
sowie den Artikeln 1-5 und 10 EB-VO unter Wahrung der allgemeinen Ziele und Prinzipien der
EB-VO erfillt.

1.  Zulassigkeit des Antrags

Der Antrag ist zuldssig. Die gesetzlichen Vorschriften Uber das Verfahren, auch unter

Berucksichtigung der Vorgaben der EB-VO, sind gewahrt worden.

Die Zustandigkeit der Bundesnetzagentur fir die Genehmigung gemal Art. 5 Abs. 3
lit. b EB-VO ergibt sich aus § 56 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 EnWG i. V. m. Art. 18 Abs. 3 lit. d und Art. 18
Abs. 5 der Verordnung (EG) 714/2009 vom 13. Juli 2009 Uber die Netzzugangsbedingungen fur
den grenzuberschreitenden Stromhandel (Stromhandels-VO), die der Beschlusskammern zur
Entscheidung folgt aus § 59 Abs. 1 S. 1 EnWGi. V. m. § 56 Abs. 1 S. 2, 3 EnNWG.

Die Antragstellerinnen haben den zur Genehmigung vorgelegten Antrag zur aFRR-Kooperation,
der sich aus dem Vorschlag gemaf Art. 33 Abs. 1 EB-VO zur aFRR-Kooperation ableitet, auf
eigene Initiative am 21.06.2018 bei der Beschlusskammer eingereicht. Eine Frist zur
Einreichung des Vorschlags und Antrags bestand nicht. Der dem Antrag zugrunde liegende
Vorschlag zur aFRR-Kooperation ist durch die regelzonenverantwortlichen UNB ausreichend mit
den Interessentragern konsultiert worden. Die Anforderungen des Art. 10 Abs. 4 EB-VO an die
offentliche Konsultation mit den betroffenen Interessentragern sind damit erfullt. Die
Antragstellerinnen haben den Ablauf ausreichend dokumentiert. Dem Antrag ist ein separates
Dokument beigefligt, in dem die Berlcksichtigung bzw. Nichtberlcksichtigung der im Rahmen

der UNB-Konsultation eingegangenen Stellungnahmen klar und fundiert begriindet wurde.

2. Begrindetheit des Antrags

Der Antrag ist auch begrindet. Der Vorschlag der Antragstellerinnen zur aFRR-Kooperation
erfullt die Vorgaben der Regelungen des Art. 33i. V. m. Art. 32 und 58 EB-VO und steht im

Ubrigen im Einklang mit den Zielen der EB-VO. Dazu im Einzelnen:
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2.1 Beschaffungsmodell fiir die Regelleistung (Art. 1 Abs. 2)

Art. 1 Abs. 2 regelt die gemeinsame Beschaffung der Regelleistung aus aFRR auf Basis des
UNB/UNB-Modells.

Gemal Art. 33 Abs. 2 EB-VO hat der Austausch von Regelleistung grundsatzlich nach dem
UNB/UNB-Modell zu erfolgen, sodass das beantragte Beschaffungsmodell fir die Regelreserve

nicht zu beanstanden ist.

2.2 Ausschreibung (Art. 2 Abs. 1, 2 und 4)

Art. 2 Abs. 1, 2 und 4 sehen vor, dass der gesamte Bedarf an Regelleistung aus aFRR der
Regelblécke Deutschland und Osterreich kalendertaglich und grenziiberschreitend in

Deutschland und Osterreich ausgeschrieben wird.

Nach den Vorgaben des Art. 33 Abs. 1 EB-VO sind bei der Erstellung harmonisierter
Bestimmungen und Verfahren fir den Austausch und die Beschaffung von Regelleistung die
Anforderungen des Art. 32 EB-VO einzuhalten. Art. 32 EB-VO regelt in Abs. 2 lit. a, dass die
Beschaffungsmethode hinsichtlich der Frequenzwiederherstellungsreserven (FRR®) marktbasiert
sein muss. Darlber hinaus regelt Art. 32 Abs. 2 lit. b, dass der Beschaffungsprozess fir
Regelleistung kurzfristig erfolgen muss, soweit dies mdglich und wirtschaftlich ist. Diese
Anforderungen sind vorliegend durch die beantragte Beschaffung der Regelleistung aus aFRR
Uber eine kalendertagliche und grenziberschreitende Ausschreibung in Deutschland und

Osterreich hinreichend erfillt.

Gemal Art. 32 Abs. 3 EB-VO hat die Beschaffung von Regelleistung hinsichtlich der FRR
getrennt fir die Aufwarts- und Abwartsregelung zu erfolgen. Fir die aFRR entspricht dies bereits
der geltenden Rechtslage. Daher ist eine Beantragung und Genehmigung der separaten

Beschaffung der positiven und negativen Regelleistung aus aFRR nicht notwendig.

Mehrere Marktakteure haben in der Konsultation vorgetragen, dass sie das Ende der
Ausschreibung fir den Liefertag D zum Zeitpunkt D-1, 08:00 Uhr, als kritisch erachten, da
dieses zukunftig mit dem Ende der taglichen Ausschreibung der Frequenzhaltungsreserve
(FCR®) kollidieren wiirde. Denn ab dem 01.07.2020 ist im Rahmen der internationalen FCR-
Kooperation ebenfalls ein Handelsschluss zum Zeitpunkt D-1, 08:00 Uhr, geplant. Die
Beschlusskammer teilt die Sorge der Marktakteure und vertritt die Auffassung, dass eine
Verschiebung des Handelsschlusses der FCR auf D-1, 08:00 Uhr, auch Anpassungsbedarf in

Bezug auf das Ende der aFRR-Ausschreibung mit sich bringen wirde. Eine Kollision der

> FRR: frequency restoration reserves.
FCR: frequency containment reserves, Synonym zu ,,Primarregelleistung”.
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Handelsschlusszeiten bei der FCR und aFRR gilt es aus Sicht der Beschlusskammer zu
vermeiden, da sich bei parallel stattfindenden Ausschreibungen Regelreserveanbieter
hinsichtlich der Angebotsstellung entweder fur eine der beiden Ausschreibungen entscheiden
oder ihre verfugbaren Kapazitaten auf beide Ausschreibungen aufteilen mussten. Zudem
koénnten die in einer Ausschreibung nicht bezuschlagten Angebotsmengen nicht an der jeweils
anderen Ausschreibung teilnehmen. Eine Verringerung der Liquiditdt und des Wettbewerbs auf
den Markten fur FCR und aFRR waren die Folge. Die Beschlusskammer weist in diesem
Zusammenhang darauf hin, dass die Antragstellerinnen im Zuge der mit Beschluss BK6-18-006
vom 13.12.2018 genehmigten Verschiebung des Handelsschlusses der FCR auf D-1, 08:00 Uhr,
gehalten sind, fir die aFRR rechtzeitig eine Anderung des Handelsschlusses unter
Einbeziehung des Marktes zu erarbeiten und ihren Vorschlag gemaf Art. 6 Abs. 3 EB-VO zur
Genehmigung vorzulegen. Bis zu diesem Zeitpunkt ist indes eine Anpassung des derzeit
geltenden Endes der aFRR-Ausschreibung von D-1, 08:00 Uhr, nicht erforderlich.

Des Weiteren wurde in der Konsultation seitens einiger Akteure eine Prazisierung gefordert,
dass der gemeinsam ausgeschriebene aFRR-Bedarf von Deutschland und Osterreich der
Summe der separat von Deutschland und Osterreich ermittelten Bedarfe entspricht, d. h. die
Dimensionierung per Regelblock erfolgt. Ein Marktakteur fordert zudem eine Beschreibung des
Verfahrens zur dynamischen bzw. situationsabhangigen Dimensionierung des aFRR-Bedarfs.
Die Beschlusskammer weist darauf hin, dass vorliegend harmonisierte Marktregeln fur die
Beschaffung von aFRR beantragt werden. Die Dimensionierung von aFRR hingegen richtet sich
nach den Vorschriften der SO-VO und ist somit Gegenstand der aus dieser Verordnung
resultierenden Genehmigungsverfahren. Die Forderung des Art. 32 Abs. 1 EB-VO, nach der alle
UNB des LFR-Blocks’ regelmaRig und mindestens einmal jahrlich den Reservekapazitatsbedarf
des LFR-Blocks oder der Fahrplangebiete des LFR-Blocks nach den einschlagigen
Dimensionierungsregeln® der SO-VO zu Uberpriifen und zu spezifizieren haben, stellt eine
gesetzliche Pflicht dar, die ohnehin einzuhalten ist, ohne dass es hierzu eines Ausspruchs der

Beschlusskammer bedurfte.

2.3 Algorithmus fur die Regelleistungsbeschaffung (Art. 1 Abs. 3, Art. 2 Abs. 5 und 7)

Art. 2 Abs. 5 und 7 des Antrags enthalten Regelungen zum Algorithmus flr die optimierte
Regelleistungsbeschaffung, den die regelzonenverantwortlichen UNB aus Deutschland und

Osterreich gemaR Art. 1 Abs. 3 entwickelt haben.

7,,Leistungs-Frequenz-RegerIock” oder , LFR-Block” bezeichnet einen Teil eines Synchrongebietes oder ein
vollstandiges Synchrongebiet, der/das physisch durch Messpunkte an Verbindungsleitungen mit anderen LFR-
Blécken abgegrenzt wird, eine oder mehrere LFR-Zonen umfasst und von einem oder mehreren UNB betrieben
wird, der/die die Verpflichtung zur Leistungs-Frequenz-Regelung erfillt/erfillen. Vgl. Art. 3 Nr. 18 SO-VO.

® Die FRR-Dimensionierungsregeln fir den LFR-Block sind gemal Art. 157 Abs. 1 SO-VO festzulegen und Gegenstand
des Genehmigungsverfahrens BK6-18-185.
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Gemal Art. 58 Abs. 3 S. 1 EB-VO entwickeln zwei oder mehr UNB, die Regelleistung
austauschen, im Rahmen des Vorschlags nach Art. 33 EB-VO die von den Funktionen fur die
optimierte Regeleistungsbeschaffung zu nutzenden Algorithmen fir die Beschaffung von
Regelleistungsangeboten. Dem sind die Antragstellerinnen vorliegend durch die Entwicklung

des Algorithmus zur optimierten Regelleistungsbeschaffung nachgekommen.

Das in Deutschland bereits geltende Zuschlagsverfahren ist in nicht zu beanstandender Weise
erganzt worden, um die gemeinsame, grenzuberschreitende Beschaffung von Regelleistung aus
aFRR zu ermoglichen. GemalR Art. 58 Abs. 3 lit. b EB-VO mussen die Algorithmen
gegebenenfalls der Verfligbarkeit grenziiberschreitender Ubertragungskapazitat sowie
mdglichen Kosten fir deren Beschaffung Rechnung tragen. Dies ist der Fall, da gemaR Art. 2
Abs. 7 lit. e des Antrags bei der Zuschlagserteilung die fir den aFRR-Austausch zwischen
Deutschland und Osterreich zugewiesenen Ubertragungskapazitdten berticksichtigt werden (vgl.
dazu 2.5). Daruber hinaus mussen die entwickelten Algorithmen gemaf Art. 58 Abs. 4 EB-VO
den betrieblichen Sicherheitsbeschrankungen Rechnung tragen sowie technische und
netzbezogene Beschrankungen bericksichtigen. Diese Anforderungen an den Algorithmus
werden erfullt, indem die Zuschlagserteilung gemafll Art. 2 Abs. 5 des Antrags unter
Berlcksichtigung der Vorgaben des Art. 167 i. V. m. Anhang VII SO-VO erfolgt.

In der Konsultation wurde seitens zweier Marktakteure eine Klarstellung dahingehend gefordert,
dass die Anpassung des zu Beginn einer Ausschreibung zu veréffentlichenden
Gewichtungsfaktors nicht willkurlich oft, sondern nach ex-ante festzulegenden, sachgerechten
und transparenten Kriterien erfolgt. Diese Forderung ist erfullt, da Art. 2 Abs. 7 lit. a des Antrags
entsprechend der in Deutschland bestehenden Rechtslage vorsieht, dass der Gewichtungsfaktor
quartalsweise anhand des Verhaltnisses der abgerufenen zur héchstens abrufbaren aFRR-
Arbeit auf Basis der gemeinsamen Abruf-Merit-Order-Liste fiir Deutschland und Osterreich der
jeweils zurtickliegenden zwolf Kalendermonate jeweils flr positive und negative aFRR bestimmt

wird.

Weiterhin sollte der Gewichtungsfaktor nach Auffassung der beiden Marktakteure sicherstellen,
dass der Bilanzkreisausgleich Uber den Intraday-Markt immer attraktiver ist als ein Bezug von
Ausgleichsenergie. Die Beschlusskammer weist darauf hin, dass unabhangig von der Héhe des
Gewichtungsfaktors und seines Einflusses auf die Hohe der Regelarbeitskosten durch die nach
geltender Rechtslage vorliegende Kopplung des Ausgleichsenergiepreises und des
Bdrsenpreises Anreize zur ausgeglichenen Bewirtschaftung der Bilanzkreise gesetzt werden. Da
in Anspruch genommene Ausgleichsenergie nicht gunstiger sein kann als an der Borse
beschaffte Energie, ist es fir Bilanzkreisverantwortliche vorteilhaft, ihre Bilanzkreise Uber

Fahrplangeschéafte an der Borse ausgeglichen zu halten.
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Des Weiteren wurde in der Konsultation seitens eines Marktakteurs angeregt, die ex-post
Transparenz durch eine anonymisierte Veroffentlichung des Zuschlagswertes fur alle Gebote
weiter zu verbessern. Denn mit der Nutzung des Gewichtungsfaktors bei der Zuschlagserteilung
sei nicht mehr klar ersichtlich, welche Gebote in welcher Kombination aus Leistungspreis und
Arbeitspreis bezuschlagt werden kénnen. Die Beschlusskammer kann keinen Mehrwert in einer
solchen Verdffentlichung erkennen. Da die Zuschlagswerte anhand der offentlich zuganglichen
Informationen (Gewichtungsfaktor, Leistungs- und Arbeitspreise sowie Grenzleistungs- und
Grenzarbeitspreise) ex-post berechnet werden kdnnen und eine solche Berechnung durchaus
zumutbar erscheint, ist eine Nachvollziehbarkeit der Bezuschlagung auch ohne eine

anonymisierte Veroffentlichung des Zuschlagswertes gegeben.

Der beantragte Algorithmus fur die optimierte Regelleistungsbeschaffung ist im Ergebnis nicht

zu beanstanden.

2.4 Produktgestaltung (Art. 2 Abs. 6)

Die MindestangebotsgréRe fir die Teilnahme an der Ausschreibung von Regelleistung aus
aFRR in Deutschland und Osterreich wird gemaB Art. 2 Abs. 6, konkretisiert durch die
Prazisierung des Antrags vom 23.10.2018, bis auf Weiteres nicht harmonisiert und richtet sich
nach den nationalen Regelungen. Damit bleibt es in Deutschland weiterhin bei einer
grundsatzlichen MindestangebotsgroRe von 5 MW. Abweichend von der grundsatzlichen
Mindestangebotsgréfle ist eine Angebotsgrée von 1 MW, 2 MW, 3 MW oder 4 MW unter der
MaRgabe zuldssig, dass ein Anbieter von aFRR nur ein einziges Angebot je Produktzeitscheibe

der positiven bzw. negativen aFRR in der jeweiligen Regelzone abgibt.

2.5 Zuweisung von Ubertragungskapazitit (Art. 2 Abs. 9)

Art. 2 Abs. 9 regelt die Zuweisung von Ubertragungskapazitat, die den grenziiberschreitenden

Austausch von aFRR zwischen Deutschland und Osterreich erméglicht.

GemaR Art. 33 Abs. 4 EB-VO haben alle UNB, die Regelleistung austauschen, sowohl fiir die
Verfuigbarkeit der grenziiberschreitenden Ubertragungskapazitat als auch fiir die Einhaltung der
Anforderungen hinsichtlich der Betriebssicherheit gemal® der SO-VO zu sorgen. Dazu nutzen
die UNB entweder gemal Art. 33 Abs. 4 lit. a die Methode zur Berechnung der
Wahrscheinlichkeit, dass nach dem Zeitpunkt der SchlieBung des zonenubergreifenden
Intraday-Markts grenziiberschreitende Ubertragungskapazitat verfligbar ist, oder gemaR Art. 33
Abs. 4 lit. b die Methoden zur Zuweisung grenziiberschreitender Ubertragungskapazitat zum
relevanten Zeitbereich gemaR Titel IV Kapitel 2 (Art. 38 - Art. 43 EB-VO).
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Die regelzonenverantwortlichen UNB aus Deutschland und Osterreich haben sich dazu
entschieden, von der in Titel IV Kapitel 2 enthaltenen Regelung des Art. 38 Abs. 1 S. 2 EB-VO
Gebrauch zu machen. Danach kann grenziiberschreitende Ubertragungskapazitat, die vor dem
Inkrafttreten der EB-VO fir den Austausch von Regelleistung oder die Reserventeilung
zugewiesen wurde, bis zum Ende der Vertragslaufzeit zu diesem Zweck verwendet werden.
Eine Zuweisung von Ubertragungskapazitat erfolgte im Rahmen eines Vertrages, den die
regelzonenverantwortlichen UNB am 15.12.2017 — und somit rechtzeitig vor Inkrafttreten der
EB-VO am 18.12.2017 — geschlossen haben. Der Vertrag, der den zustandigen
Regulierungsbehérden zur Kenntnisnahme Obermittelt wurde, sieht unter anderem eine
Zuweisung von 280 MW an langfristiger grenziberschreitender Ubertragungskapazitat an der
Gebotszonengrenze Deutschland-Osterreich fiir den Austausch von Regelleistung aus aFRR
vor. Zugewiesene, jedoch nicht fir den aFRR-Austausch benétigte Ubertragungskapazitat soll
zudem an den Day-Ahead-Markt gegeben werden. Unter diesem Gesichtspunkt ist die

Zuweisung von Ubertragungskapazitaten in Héhe von bis zu 280 MW nicht zu beanstanden.

Seitens der Marktakteure, die sich an der Konsultation der Bundesnetzagentur beteiligt haben,
wurde die Zuweisung bzw. Reservierung von Ubertragungskapazitit zum Zweck des
Austauschs von aFRR abgelehnt. Es wurde vorgetragen, die flir den aFRR-Austausch
zugewiesenen Kapazitaten stinden dem grenziberschreitenden Handel nicht mehr zur
Verfligung und wirden zu hohen volkswirtschaftlichen Kosten und kaum Nutzen flihren. Dies ist
aus Sicht der Beschlusskammer unzutreffend. Zunachst wird Ubersehen, dass die Kapazitat
dem grenzuberschreitenden Handel nicht entzogen wird, denn auch die grenziberschreitende
Beschaffung von Regelleistung stellt aus Sicht der Beschlusskammer eine Form des
grenziberschreitenden Handels dar. Ebenfalls nicht gefolgt werden kann der Ansicht, die
Reservierung der Kapazitdt fur den aFRR-Austausch bringe keinen volkswirtschaftlichen
Nutzen. Hierbei wird (ibersehen, dass eine Zuweisung von Ubertragungskapazitat eine
zwingende Voraussetzung fur die grenzuiberschreitende Beschaffung von Regelleistung und den
kontinuierlichen grenziiberschreitenden Abruf von Regelarbeit darstellt und somit tGberhaupt erst
einen wirksamen grenzuberschreitenden Wettbewerb im Regelreservemarkt ermoglicht.
Vorliegend ist durch den geplanten grenziberschreitenden Austausch von aFRR zwischen
Deutschland und Osterreich mit einer Zunahme des Wettbewerbs unter den
Regelreserveanbietern aus Deutschland und Osterreich zu rechnen, die einen Riickgang der
Beschaffungskosten fiir aFRR erwarten lasst. Im Ubrigen sieht der européische
Verordnungsgeber die Zuweisung grenziiberschreitender Ubertragungskapazitat fir den
Austausch von Regelleistung oder die Reserventeilung ausdricklich vor, da er sich durch den
Austausch von Regelleistung insgesamt einen Zuwachs an gesamtgesellschaftlicher Wohlfahrt

verspricht.
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Einige Marktakteure merken an, dass im Rahmen der Zuweisung von Ubertragungskapazitat fiir
den Austausch von aFRR sichergestellt werden misse, dass die Zuweisung in beide
Richtungen gleich erfolgt, um die Reziprozitdt zu wahren. Aullerdem musse die
Ubertragungskapazitat marktlich bepreist werden. Fir die Beschlusskammer ist aus dem Antrag
nicht ersichtlich, dass eine Zuweisung von Ubertragungskapazitat nur in eine Richtung erfolgen
soll. Daher geht die Beschlusskammer selbstverstandlich davon aus, dass die Zuweisung der
Ubertragungskapazitat in beide Richtungen erfolgen wird. Die zwingende Notwendigkeit einer
marktlichen Bepreisung der Ubertragungskapazitat kann die Beschlusskammer hingegen aus
den Vorgaben der EB-VO nicht erkennen, die Bepreisung konnte durchaus auch mit Null
erfolgen. Nach Kenntnis der Beschlusskammer planen die regelzonenverantwortlichen UNB aus
Deutschland und Osterreich jedoch eine Wirtschaftlichkeitsanalyse, die aber nicht Gegenstand

des vorliegenden Antrags ist.

Im Ergebnis hélt die Beschlusskammer die von den Antragstellerinnen beantragte Zuweisung
grenziberschreitender Ubertragungskapazitat im Grundsatz fir sachgerecht und fiir nicht zu

beanstanden.

2.6 Umsetzungszeitplan (Art. 3)

Der Antrag zur aFRR-Kooperation enthalt in Art. 3 einen den Vorgaben des Art. 5 Abs. 5 EB-VO
entsprechenden Umsetzungszeitplan. Dieser sieht eine Umsetzung der beantragten
Regelungen spatestens zwei Monate nach der Genehmigung des Vorschlags fir gemeinsame
harmonisierte Bestimmungen und Verfahren fir die Beschaffung und den Austausch von aFRR

Vor.

Der beantragte Umsetzungszeitplan ist aus Sicht der Beschlusskammer nicht zu beanstanden.
Die Beschlusskammer hat auch keine Stellungnahmen von Marktakteuren erhalten, die dem

Umsetzungszeitplan entgegenstehen.

3. Aufschiebende Bedingung und Widerrufsvorbehalt in Tenorziffern 2 und 3

Auch wenn gegen die geplante gemeinsame, grenziberschreitende Beschaffung von
Regelleistung aus aFRR wie gezeigt keine durchgreifenden Bedenken bestehen, darf bei der
Gesamtbeurteilung allerdings nicht Ubersehen werden, dass fiur die Gewahrleistung der
tatsachlicnen Verfligbarkeit der zugewiesenen und benétigten Ubertragungskapazitat
hdchstwahrscheinlich Kosten anfallen werden. Denn es ist davon auszugehen, dass zu
bestimmten Zeiten des taglichen Betriebs die Kapazitat nur unter Zuhilfenahme von Redispatch-
MaRnahmen zur Verfligung steht. Diesbeziglich ist festzustellen, dass der Bundesnetzagentur

bis zum Entscheidungszeitpunkt noch keine fundierte Abschatzung der jahrlichen Kosten und
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auch noch keine zwischen den an der aFRR-Kooperation beteiligten UNB verbindlich
vereinbarte Regelung Uber die Kostenteilung vorliegen. Insoweit kann die Bundesnetzagentur
nicht abschatzen, welche finanzielle Belastung aus der aFRR-Kooperation auf den Netznutzer
zukommt. Ohne eine solche Abschatzungsmadglichkeit kann es die Beschlusskammer nicht
vertreten, der aFRR-Kooperation eine Freigabe zu erteilen. Sie stellt daher den Beginn der
Kooperation unter die aufschiebende Bedingung, dass der Bundesnetzagentur zuvor die in

Tenorziffer 2 genannten Unterlagen vorgelegt werden.

Der Widerrufsvorbehalt der Tenorziffer 3 dieser Genehmigung ist notwendig, da die
Genehmigung auf Grundlage der zum Genehmigungszeitpunkt vorliegenden tatsachlichen und
rechtlichen Rahmenbedingungen erfolgt und Anpassungen dieser Genehmigung in Zukunft
aufgrund sich andernder tatsachlicher und auch rechtlicher Rahmenbedingungen erforderlich

werden konnen. Insbesondere ware hier denkbar, dass

- die Erkenntnisse, die aus den mit Tenorziffer 2 angeforderten Unterlagen gewonnen
werden, eine Neubewertung erforderlich machen,

- das in Deutschland geltende Zuschlagsverfahren durch gerichtliche Entscheidung fir
rechtswidrig erklart wird,

- eine Anderungsgenehmigung gemaR Art. 6 Abs. 3 EB-VO durch die zustandigen
Regulierungsbehdrden die beantragten harmonisierten Regelungen zu den
Ausschreibungsbedingungen fir aFRR ablést,

- eine Genehmigung gemal Art. 5 Abs. 4 lit. ¢ EB-VO der nationalen Modalitaten fur
Regelreserveanbieter gemall Art. 18 EB-VO durch die Regulierungsbehérde des
betroffenen Mitgliedstaats zu nicht mehr harmonisierten Regelungen zu den
Ausschreibungsbedingungen fir aFRR flihrt,

- eine Anderungsgenehmigung gemaR Art. 6 Abs. 3 EB-VO beziiglich der nationalen
Modalitdten fur Regelreserveanbieter gemal? Art. 18 EB-VO durch die
Regulierungsbehdrde des betroffenen Mitgliedstaats in nicht mehr harmonisierten

Regelungen zu den Ausschreibungsbedingungen fiur aFRR resultiert.

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass auf Grundlage der von den Antragstellerinnen
vorzulegenden Kostenabschatzung und Kostenteilungsvereinbarung die aFRR-Kooperation

einer Neubewertung unterzogen werden muss.

Das in Deutschland geltende Zuschlagsverfahren, das Bestandteil des Vorschlags zur aFRR-
Kooperation ist, wird gegenwartig beklagt. Zwar wurde die Anordnung der aufschiebenden
Wirkung durch das OLG Dusseldorf abgelehnt, eine Entscheidung in der Hauptsache — ggf.
auch des Bundesgerichtshofs — steht aber noch aus. Insofern bedarf es der Moglichkeit des

Widerrufs fur den Fall der Rechtswidrigkeit des Zuschlagssystems.
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Uber ein Anderungsverfahren gemaB Art. 6 Abs. 3 EB-VO, welches sowohl durch die
zustandigen UNB als auch durch die zusténdigen Regulierungsbehérden angestoen werden
kann, kénnten weitreichende Anderungen des Vorschlags zur aFRR-Kooperation geman Art. 33
Abs. 1 EB-VO beschlossen werden und die beantragten harmonisierten Regelungen zu den
Ausschreibungsbedingungen  fur aFRR  ablésen.  Hintergrund far ein  solches
Anderungsverfahren kénnte zum Beispiel der Beitritt einer neuen Partei zur aFRR-Kooperation

sein.

Zusatzlich ist denkbar, dass eine Genehmigung der nationalen Modalitdten fir
Regelreserveanbieter gemal® Art. 18 EB-VO, die nach Art. 5 Abs. 4 lit. ¢ EB-VO durch die
Regulierungsbehdrde des betroffenen Mitgliedstaats erfolgt, zu nicht mehr harmonisierten
Regelungen zu den Ausschreibungsbedingungen fur aFRR fuhrt. So kdnnte zum Beispiel die
Zuschlagserteilung auf Basis des Zuschlagswertes, die Bestandteil des Vorschlags zur aFRR-
Kooperation ist, aufgrund der nationalen Entscheidung zur Einflihrung eines Regelarbeitsmarkts

abgeldst werden.

SchlieRlich kénnte auch ein Anderungsverfahren gemaR Art. 6 Abs. 3 EB-VO, das durch den/die
zustandigen UNB als auch durch die zusténdige Regulierungsbehdérde initiiert werden kann, die
nationalen Modalitaten fir Regelreserveanbieter gemaf Art. 18 EB-VO dahingehend verandern,
dass keine harmonisierten Regelungen zu den Ausschreibungsbedingungen fir aFRR mehr

vorliegen.

4, Kosten

Hinsichtlich der Kosten ergeht ein gesonderter Bescheid nach § 91 EnWG.
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Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Beschwerde erhoben
werden. Die Beschwerde ist bei der Bundesnetzagentur (Hausanschrift: Tulpenfeld 4, 53113
Bonn) einzureichen. Es genugt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist bei dem

Oberlandesgericht Disseldorf (Hausanschrift: Cecilienallee 3, 40474 Disseldorf) eingeht.

Die Beschwerde ist zu begrinden. Die Frist fir die Beschwerdebegrindung betragt einen
Monat. Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag von dem oder der
Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlangert werden. Die Beschwerdebegriindung muss die
Erklarung, inwieweit der Beschluss angefochten und seine Abanderung oder Aufhebung
beantragt wird, und die Angabe der Tatsachen und Beweismittel, auf die sich die Beschwerde
stutzt, enthalten. Die Beschwerdeschrift und die Beschwerdebegrindung mussen durch einen
Rechtsanwalt unterzeichnet sein.

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs. 1 EnWG).

Christian Mielke Andreas Faxel Dr. Jochen Patt
Vorsitzender Beisitzer Beisitzer



	Das vorliegende Verwaltungsverfahren betrifft die Genehmigung der von den regelzonenverantwortlichen deutschen Übertragungsnetzbetreibern (ÜNB) beantragten Regelungen zu den Ausschreibungsbedingungen für Frequenzwiederherstellungsreserven mit automatischer Aktivierung (aFRR1), die sich ableiten aus dem Vorschlag der regelzonenverantwortlichen ÜNB aus Deutschland und Österreich für die Erstellung gemeinsamer harmonisierter Bestimmungen und Verfahren für den Austausch und die Beschaffung von aFRR gemäß Art. 33 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2017/2195 der Kommission vom 23. November 2017 zur Festlegung einer Leitlinie über den Systemausgleich im Elektrizitätsversorgungssystem (EB-VO). 
	Die regelzonenverantwortlichen deutschen ÜNB unterhalten bereits seit Juli 2016 eine Kooperation mit dem österreichischen ÜNB Austrian Power Grid AG, bei der ein Abruf von aFRR-Arbeit nach einer gemeinsamen Merit-Order-Liste erfolgt, die aus deutschen und österreichischen aFRR-Angeboten besteht. 
	Die vorrangigen Ziele der am 18.12.2017 in Kraft getretenen EB-VO bestehen in der Förderung eines wirksamen Wettbewerbs in den Regelreservemärkten, der Verbesserung der Effizienz des Systemausgleichs sowie der Unterstützung einer Integration der Regelreservemärkte einschließlich des Austauschs von Regelreserve.2 Um diese Ziele zu erreichen, sieht die EB-VO in Art. 33 Abs. 1 vor, dass zwei oder mehr ÜNB, die Regelleistung austauschen oder dazu bereit sind, einen Vorschlag für die Erstellung gemeinsamer harmonisierter Bestimmungen und Verfahren für den Austausch und die Beschaffung von Regelleistung zu entwickeln haben. Dieser Vorschlag ist gemäß Art. 5 Abs. 3 lit. b EB-VO den Regulierungsbehörden der betreffenden Region zur Genehmigung vorzulegen. 
	Mit E-Mail vom 21.06.2018 haben die Antragstellerinnen der Bundesnetzagentur, als der letzten zuständigen Regulierungsbehörde, einen gemeinsam mit dem österreichischen ÜNB ausgearbeiteten Vorschlag für gemeinsame harmonisierte Bestimmungen und Verfahren für die Beschaffung und den Austausch von aFRR gemäß Art. 33 Abs. 1 EB-VO (im Weiteren „Vorschlag zur aFRR-Kooperation“) in der Fassung vom 19.06.2018 vorgelegt. Darüber hinaus haben die Antragstellerinnen ein Antragsdokument in der Fassung vom 19.06.2018 vorgelegt.3 Da einige der im Vorschlag zur aFRR-Kooperation enthaltenen Regelungen zu den Ausschreibungsbedingungen für aFRR bereits der deutschen Rechtslage entsprechen bzw. Inhalt von Festlegungen der Bundesnetzagentur sind – und somit keiner Genehmigung mehr bedürfen, haben die Antragstellerinnen in dem genannten Antragsdokument auf den Seiten 5 bis 8 die nicht genehmigungsrelevanten Inhalte des Vorschlags durch grau hinterlegten Text markiert. 
	Der Vorschlag zur aFRR-Kooperation wurde am 25.07.2018 im Amtsblatt Nr. 14 (Vfg-Nr. 100/2018) der Bundesnetzagentur bekannt gegeben und zusammen mit dem Antragsdokument auf der Internetseite der Bundesnetzagentur veröffentlicht. Es wurde eine Frist zur Stellungnahme bis zum 08.08.2018 eingeräumt. Der Bundesnetzagentur sind Stellungnahmen folgender Verbände, Interessengruppen und Unternehmen zugegangen: 
	Vor der Antragstellung war der Vorschlag zur aFRR-Kooperation Gegenstand einer von den regelzonenverantwortlichen ÜNB aus Deutschland und Österreich durchgeführten öffentlichen Konsultation im Zeitraum vom 12.03.2018 bis zum 15.04.2018. Die im Rahmen dieser Konsultation eingegangenen Stellungnahmen der Interessenträger einschließlich einer Begründung zur Berücksichtigung bzw. Nicht-Berücksichtigung wurden der Bundesnetzagentur gemeinsam mit der Vorlage des Vorschlags und des Antragsdokuments zur aFRR-Kooperation vorgelegt. 
	2. Inhalte des Antrags zur aFRR-Kooperation 
	Das von den Antragstellerinnen in der Fassung vom 19.06.2018 eingereichte Antragsdokument umfasst auf den Seiten 5 bis 8 Regelungen zu: 
	 dem Beschaffungsmodell für die Regelleistung (Art. 1 Abs. 2), 
	 der Ausschreibung (Art. 2 Abs. 1, 2 und 4), 
	 dem Algorithmus für die optimierte Regelleistungsbeschaffung (Art. 1 Abs. 3, Art. 2 Abs. 5 und 7), 
	 der Produktgestaltung (Art. 2 Abs. 6), 
	 der Zuweisung von Übertragungskapazität für den grenzüberschreitenden Austausch (Art. 2 Abs. 9), 
	 dem Umsetzungszeitplan (Art. 3). 
	Die gemeinsame Beschaffung von Regelleistung aus aFRR erfolgt gemäß Art. 1 Abs. 2 des Antragsdokuments auf Basis des ÜNB/ÜNB-Modells, wonach der Regelreserveanbieter Regelreserve für den Anschluss-ÜNB erbringt, der diese Regelreserve dann wiederum für den anfordernden ÜNB bereitstellt. 
	Gemäß Art. 2 Abs. 1, 2 und 4 wird der gesamte Bedarf an Regelleistung aus aFRR der Regelblöcke Deutschland und Österreich kalendertäglich und grenzüberschreitend in Deutschland und Österreich ausgeschrieben. 
	Die Bezuschlagung der aFRR-Gebote erfolgt durch den von den regelzonenverantwortlichen ÜNB aus Deutschland und Österreich gemäß Art. 1 Abs. 3 entwickelten Algorithmus zur optimierten Regelleistungsbeschaffung. Gemäß Art. 2 Abs. 5 und 7 werden die Regelleistungsgebote auf Basis des Zuschlagswertes in aufsteigender Reihenfolge bis zur Deckung des aFRR-Bedarfs von Deutschland und Österreich sowie unter Berücksichtigung der zur Verfügung stehenden Übertragungskapazitäten und der durch die Verordnung (EU) 2017/1485 (SO-VO)4 festgelegten Anforderungen und Grenzwerte bezuschlagt. Der der Zuschlagserteilung zu Grunde liegende Gewichtungsfaktor wird quartalsweise anhand des Verhältnisses der abgerufenen zur höchstens abrufbaren aFRR-Arbeit auf Basis der gemeinsamen Abruf-Merit-Order-Liste für Deutschland und Österreich der jeweils zurückliegenden zwölf Kalendermonate bestimmt. Der Gewichtungsfaktor wird jeweils für positive und negative aFRR bestimmt und gilt für die regelzonenverantwortlichen ÜNB aus Deutschland und Österreich gleichermaßen. Die Zuschlagserteilung auf Basis des Zuschlagswertes stellt eine Übergangslösung bis zur Einführung eines Regelarbeitsmarktes dar. 
	In Bezug auf die Produktgestaltung regelt Art. 2 Abs. 6, klargestellt durch die Präzisierung des Antrags vom 23.10.2018, dass die Mindestangebotsgröße für die Teilnahme an der Ausschreibung von Regelleistung aus aFRR in Deutschland und Österreich bis auf Weiteres nicht harmonisiert wird und sich nach den nationalen Regelungen richtet. 
	Art. 2 Abs. 9 regelt die Zuweisung von Übertragungskapazität zur Durchführung des grenzüberschreitenden Austauschs von aFRR zwischen Deutschland und Österreich. Basierend auf einem zwischen den regelzonenverantwortlichen ÜNB aus Deutschland und Österreich geschlossenen Vertrag kann Übertragungskapazität in Höhe von bis zu 280 Megawatt (MW) für den grenzüberschreitenden Austausch zugewiesen werden. 
	Der Umsetzungszeitplan in Art. 3 sieht eine Umsetzung der beantragten Regelungen spätestens zwei Monate nach der Genehmigung des Vorschlags vor. 
	1. Zulässigkeit des Antrags 
	2. Begründetheit des Antrags 
	Art. 2 Abs. 5 und 7 des Antrags enthalten Regelungen zum Algorithmus für die optimierte Regelleistungsbeschaffung, den die regelzonenverantwortlichen ÜNB aus Deutschland und Österreich gemäß Art. 1 Abs. 3 entwickelt haben. 
	3. Aufschiebende Bedingung und Widerrufsvorbehalt in Tenorziffern 2 und 3 

	Der Widerrufsvorbehalt der Tenorziffer 3 dieser Genehmigung ist notwendig, da die Genehmigung auf Grundlage der zum Genehmigungszeitpunkt vorliegenden tatsächlichen und rechtlichen Rahmenbedingungen erfolgt und Anpassungen dieser Genehmigung in Zukunft aufgrund sich ändernder tatsächlicher und auch rechtlicher Rahmenbedingungen erforderlich werden können. Insbesondere wäre hier denkbar, dass 
	Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass auf Grundlage der von den Antragstellerinnen vorzulegenden Kostenabschätzung und Kostenteilungsvereinbarung die aFRR-Kooperation einer Neubewertung unterzogen werden muss. 
	Das in Deutschland geltende Zuschlagsverfahren, das Bestandteil des Vorschlags zur aFRR-Kooperation ist, wird gegenwärtig beklagt. Zwar wurde die Anordnung der aufschiebenden Wirkung durch das OLG Düsseldorf abgelehnt, eine Entscheidung in der Hauptsache – ggf. auch des Bundesgerichtshofs – steht aber noch aus. Insofern bedarf es der Möglichkeit des Widerrufs für den Fall der Rechtswidrigkeit des Zuschlagssystems. 
	Über ein Änderungsverfahren gemäß Art. 6 Abs. 3 EB-VO, welches sowohl durch die zuständigen ÜNB als auch durch die zuständigen Regulierungsbehörden angestoßen werden kann, könnten weitreichende Änderungen des Vorschlags zur aFRR-Kooperation gemäß Art. 33 Abs. 1 EB-VO beschlossen werden und die beantragten harmonisierten Regelungen zu den Ausschreibungsbedingungen für aFRR ablösen. Hintergrund für ein solches Änderungsverfahren könnte zum Beispiel der Beitritt einer neuen Partei zur aFRR-Kooperation sein. 
	Zusätzlich ist denkbar, dass eine Genehmigung der nationalen Modalitäten für Regelreserveanbieter gemäß Art. 18 EB-VO, die nach Art. 5 Abs. 4 lit. c EB-VO durch die Regulierungsbehörde des betroffenen Mitgliedstaats erfolgt, zu nicht mehr harmonisierten Regelungen zu den Ausschreibungsbedingungen für aFRR führt. So könnte zum Beispiel die Zuschlagserteilung auf Basis des Zuschlagswertes, die Bestandteil des Vorschlags zur aFRR-Kooperation ist, aufgrund der nationalen Entscheidung zur Einführung eines Regelarbeitsmarkts abgelöst werden. 
	Schließlich könnte auch ein Änderungsverfahren gemäß Art. 6 Abs. 3 EB-VO, das durch den/die zuständigen ÜNB als auch durch die zuständige Regulierungsbehörde initiiert werden kann, die nationalen Modalitäten für Regelreserveanbieter gemäß Art. 18 EB-VO dahingehend verändern, dass keine harmonisierten Regelungen zu den Ausschreibungsbedingungen für aFRR mehr vorliegen. 
	4. Kosten 

	Hinsichtlich der Kosten ergeht ein gesonderter Bescheid nach § 91 EnWG. 
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